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Der Klimaschutz nimmt endlich Geschwindig-
keit auf. Leider tut der Klimawandel das auch. 
Forscher warnen, dass die Worst-Case-Szenarien 
schneller eintreten als gedacht. Die Lücke zwi-
schen notwendigem und tatsächlichem Handeln 
wird größer. Das merkt auch die Bevölkerung, 
weshalb die Politik unter Druck gerät.

Der Green Deal der EU hat in allen relevanten 
Sektoren, von Energie über Verkehr bis zur 
Landwirtschaft, wichtige Schritte zur Eindäm-
mung des Klimawandels definiert. Bis 2030 
sollten bis zu eine Billion Euro in den Klima-
schutz fließen. Doch dann kam Corona. Die 
beschlossenen Wirtschaftshilfen dienten nun 
der Krisenbewältigung. Dass 30 Prozent davon 
dem Klimaschutz dienen sollen, ist zwar wenig, 
aber immerhin ein Zeichen guten Willens. 
Dennoch: Die Emissionsminderungsziele von 
minus 55 Prozent bis 2030 mögen politisch ein 
Meilenstein sein, für echten Klimaschutz sind 
sie zu wenig. Die Versäumnisse der letzten 15 
Jahre lassen sich so nicht aufholen.

Am dringendlichsten wäre es, endlich die 
Investitionen in fossile Infrastruktur zu stoppen. 
Wir brauchen weder Erdgasleitungen noch 
Flüssiggasterminals. Stattdessen muss der 
Ausbau der erneuerbaren Energien mindestens 
verdoppelt und das Energiesparen stärker 
belohnt werden. Deutschland als Vorreiter 
müsste bloß die Energiewende endlich beherzt 
umsetzen. Doch davon keine Spur. 

Stattdessen werden Nebelkerzen gezündet, 
etwa wenn Nord Stream 2 auf einmal „blauen 
Wasserstoff“ transportieren soll. Dieser Wasser-
stoff, der mit Erdgas hergestellt wird, ist ener-
giewirtschaftlicher Wahnsinn. Er ist teuer, 
ineffizient, klimaschädlich und technisch 
aufwendig – vom „einlagerten CO2“ ganz zu 
schweigen. Ein ebensolcher Irrweg ist es, 
Flüssiggasterminals für hochpreisiges Fracking-
Gas zu bauen, nur um eine aufgebrachte US-Re-
gierung angeblich zu besänftigen. Geht’s noch? 
Wenn Wasserstoff-Terminals, dann bitte schön 
für „grünen Wasserstoff“! Der ist zwar ebenfalls 
aufwendig herzustellen und kostbar, käme aber 
klimaverträglich aus erneuerbaren Energien 
und könnte aus Nordafrika nach Deutschland 
verschifft werden.

Nun hat jüngst Wirtschaftsminister Peter Altmai-
er den Klimaschutz für sich entdeckt und Fehler 
eingeräumt. Doch nachdem er es in den letzten 
Jahren als Umwelt- und als Wirtschaftsminister 
versäumt hat, den wirtschaftlichen Schatz des 
Klimaschutzes zu heben, wird ihm das leider 
auch jetzt nicht gelingen: Sein 20-Punkte-Plan 
zur EEG-Reform sieht weder die nötige Verdopp-
lung noch den schnelleren Ausbau der erneuer-
baren Energien vor. Lieber will er den angeb-
lichen Gegensatz von Ökonomie und Ökologie 
versöhnen. Dabei ist Fakt: Klimaschutz schafft 
enorme wirtschaftliche Chancen.

Wir brauchen keine Versöhnung in einem 
Fantasie-Konflikt, sondern endlich Taten, die 
uns aus der Klimakrise führen. Wir haben keine 
Zeit mehr für Ablenkungsmanöver. Wir brau-
chen mehr Ernsthaftigkeit. Die EU hat das 
verstanden. In Deutschland braucht man be-
kanntlich länger. Zeit, dass sich dies ändert.
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Daniel Günther (l.): 
Beratungen über weitere 

Corona-Maßnahmen. 
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W
ie zentral wird die Bekämp-
fung der Corona-Pandemie 
künftig gesteuert? Bei ihrer 
Videokonferenz am Diens-
tag haben sich Bundeskanz-

lerin Angela Merkel und die Minister-
präsidenten darauf verständigt, dass die 
Maßnahmen weiter stark vom Infek-
tionsgeschehen vor Ort abhängen. 
Wenn in einem Landkreis innerhalb 
von sieben Tagen die Zahl von 35 
Neuinfektionen pro 100.000 Einwoh-
ner überschritten wird, sollen private 
Feiern in ebenjenem Landkreis einge-
schränkt werden. In öffentlichen oder 
angemieteten Räumen soll die Ober-
grenze dann bei 50 Teilnehmern lie-
gen. Für private Räume gibt es lediglich 
eine „dringende“ Empfehlung, keine 
Feier mit mehr als 25 Teilnehmern 
durchzuführen.

Generell gelte, dass sich alle Maß-
nahmen nur durchsetzen ließen, wenn 
es auch eine Bereitschaft in der Bevöl-
kerung gebe, sich daran zu halten, sagte 
Merkel. Die Ministerpräsidenten einig-
ten sich auch auf eine einheitliche Min-
deststrafe von 50 Euro für Restaurant-
besucher, die falsche Angaben zu ihrer 
Person machen. Die Regierungschefs 
wollen so sicherstellen, dass die Kon-
taktverfolgung von Infizierten gewähr-
leistet ist – auch wenn offen blieb, wie 
bei falschen Einträgen die echte Iden-
tität ermittelt werden soll. 

Keine weiteren Öffnungsschritte 
Laut Merkel sollen die Restaurant-
betreiber mit dafür Sorge tragen, dass 
der richtige Name eingetragen wird. 
Falsche Angaben seien „kein Kavaliers-
delikt“, sagte die Kanzlerin. Die Runde 

einigte sich zudem, angesichts des In-
fektionsgeschehens derzeit keine wei-
teren Öffnungsschritte zuzulassen. 

Mit ihren Beschlüssen reagieren die 
Regierungschefs von Bund und Län-
dern auf die wachsende Zahl täglicher 
Neuinfektionen, die sich seit Juni etwa 
verdreifacht hat. Am Dienstag meldete 
das Robert Koch-Institut 2089 Neuin-
fektionen und elf zusätzliche Todesfäl-
le. Kanzlerin Merkel hatte am Montag 
im CDU-Präsidium gewarnt, man sei 
Weihnachten bei 19.200 Neuinfizier-
ten pro Tag, wenn sich die Fallzahlen 
so weiterentwickelten. 

„Vorrangiges Ziel muss sein, Schu-
len und Kinderbetreuungseinrichtun-
gen im Präsenzbetrieb weiter zu betrei-
ben sowie das Wiederanlaufen der 
Wirtschaft nach den empfindlichen Be-
schränkungen im Frühjahr und Som-
mer nicht zu gefährden“, hieß es im 
Beschlusspapier.

Umstrittene Feierbeschränkung
Ministerpräsidenten aus Ländern mit 
relativ niedrigen Infektionszahlen hat-
ten sich im Vorfeld der Konferenz ge-
gen eine deutliche Verschärfung der 
Maßnahmen ausgesprochen. Mecklen-
burg-Vorpommerns Regierungschefin 
Manuela Schwesig (SPD) etwa sagte 
dem „Nordkurier“, Alltagsfragen wie 
die Teilnehmerzahl bei Familienfeiern 
müssten nicht bundeseinheitlich gere-
gelt werden.

Unstrittig waren Empfehlungen 
wie die, auch in der kalten Jahreszeit 
gründlich zu lüften, um die Infekti-
onsgefahr in geschlossenen Räumen 
zu mildern. Außerdem appellieren 
Bund und Länder an die Eigenverant-
wortung der Bürger. Der weit über-
wiegende Teil der Bevölkerung ver-

halte sich „äußerst vernünftig und 
rücksichtsvoll“, hieß es im Beschluss. 
„Leider zeigen die Erfahrungen in 
jüngster Zeit aber auch, dass das Ver-
halten Einzelner zur Entwicklung ei-
nes neuerlichen innerdeutschen Infek-
tionsgeschehens beitragen kann.“ Die 
Regierungschefs  appellierten an die 
Bürger, in den Herbstferien möglichst 
nicht in Risikogebieten Urlaub zu ma-
chen.

Sie bekräftigten zudem, dass der 
bereits Ende August gefasste Be-
schluss zur Teststrategie überall 
schnellstmöglich umgesetzt werden 
müsse. Wo es sinnvoll ist, sollen er-
gänzend zu Labortests auch vermehrt 
Schnelltests zum Einsatz kommen. 
Mit Blick auf die anstehenden Herbst-
ferien soll auch die verabredete Neu-
regelung der Einreisequarantäne 
schnellstmöglich erfolgen, „sobald ei-
ne effektive Umsetzung der Quaran-
tänepflicht insbesondere mittels einer 
effektiven Übermittlung der Einreise-
anmeldung an die örtlichen Gesund-
heitsämter gewährleistet ist“, heißt es 
in dem Papier.

Infektionsschutz

Bußgeld im Restaurant 
Bund und Länder verabreden neue Corona-Maßnahmen. Wer in Restaurants 
einen falschen Namen angibt, soll zahlen. Für Zwist sorgten Familienfeiern. 

50
Euro  

soll mindestens zahlen, wer in Co-
rona-Listen in Restaurants einen 
falschen Namen angibt. Wie sich 
das kontrollieren lässt, ist offen.

Quelle: Bund-Länder-Beschluss
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